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Zu wenig Innovation und mangelnder Zugang zu bezahlbaren 
Medikamenten sind wesentliche Hindernisse auf dem Weg zur 
Gewährleistung des Rechts auf Gesundheit in Entwicklungsländern. Die 
Europäische Kommission könnte eine wichtige Rolle in der Kooperation 
mit Entwicklungsländern spielen, um Innovation zu fördern und den 
Zugang zu Arzneimitteln zu erleichtern. Stattdessen verfolgt die 
Kommission eine Handelspolitik, welche die Geschäftsinteressen 
multinationaler Pharmaunternehmen über die Bedürfnisse der 
Menschen in Entwicklungsländern stellt. Zugleich hat die EU, 
unzureichend Mittel für medizinische Innovationen bereitgestellt, um 
den gesundheitspolitischen Erfordernissen in Entwicklungsländern 
gerecht zu werden. Diese Politik unterläuft die Bemühungen der 
Europäischen Kommission, den Zugang zu Gesundheitsfürsorge zu 
verbessern. Oxfam International und Health Action International Europa 
rufen die Mitgliedsstaaten und das Europäische Parlament auf, ihren 
Einfluss geltend zu machen, um einen radikalen Kurswechsel in der 
Handelspolitik seitens der neuen Kommission zu bewirken, damit die 
Kohärenz mit Entwicklungszielen im Gesundheitsbereich sichergestellt 
ist. Zusätzlich sollten alle europäischen Geber ihre Richtlinien 
überprüfen, um größtmöglichen Zugang zu Medikamenten in 
Entwicklungsländern zu erreichen.  

 



 

  

Zusammenfassung 
Der Zugang zu Medikamenten stellt Entwicklungsländer vor allem deshalb 
vor eine wichtige Herausforderung, weil die Preise hoch sind und neue oder 
angepasste Medikamente und Impfstoffe gegen Krankheiten, die vor allem in 
Entwicklungsländern vorkommen, fehlen.i Mehr als fünf Millionen 
Menschen in Ländern geringen oder mittleren Einkommens haben noch 
immer keinen Zugang zu antiretroviralen Arzneien, die für die Behandlung 
von HIV und AIDS benötigt werden. ii Und eine neue Welle des Leidens in 
Entwicklungsländern wurde durch die zunehmende Verbreitung nicht-
ansteckender Krankheiten ausgelöst.iii Pandemien sind eine ernsthafte 
Bedrohung in reichen wie in armen Ländern, aber während reiche Länder 
große Vorräte an Medikamenten halten  können, sind diese in armen 
Ländern häufig unbezahlbar.iv Die meisten Menschen in 
Entwicklungsländern bezahlen Arzneimittel aus eigener Tasche, sodass selbst 
eine geringe Preissteigerung bedeuten kann, dass lebenswichtige 
Medikamente unbezahlbar werden. v 

Das Patentsystem, das im Rahmen des Abkommens zu handelsbezogenen 
Aspekten geistiger Eigentumsrechte (TRIPS) vi globalisiert wurde, ist der 
dominante Anreizmechanismus für die Entwicklung neuer Medikamente, 
insbesondere dort, wo es einen lukrativen Markt gibt. Dieses System 
gewährleistet jedoch keine Innovationen für den medizinischen Bedarf und 
zusätzliche therapeutische Einsatzgebiete in Ländern ohne lukrative Märkte. 

vii  

Darüber hinaus schränken Patente (und andere Formen geistigen Eigentums) 
auf Medikamente den Wettbewerb ein, indem sie die Herstellung günstiger 
Nachahmerpräparate (Generika) verhindern. Dies hat höhere Preise für 
Arzneimittel zur Folge, die – ohne Verzicht auf die Befriedigung anderer 
Grundbedürfnisse – weder die Regierungen der Entwicklungsländer noch 
arme Menschen bezahlen können. Die entsprechenden Auswirkungen sind 
für Millionen arme Menschen katastrophal. viii 

Die Entwicklungsländer haben einige der Herausforderungen bewältigt, die 
durch die Ausweitung des Patentsystems über das TRIPS-Abkommen 
entstanden waren. Die Doha-Erklärung zum TRIPS-Abkommen und 
Öffentlicher Gesundheit wurde im November 2001 von allen Mitgliedern der 
Welthandelsorganisation (WTO) verabschiedet. Sie enthielt die Zusicherung, 
dass Regeln des geistigen Eigentums Regierungen nicht davon abhalten 
dürfen, Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit zu ergreifen, 
und bot den am wenigsten entwickelten Ländern auch eine Übergangsphase 
bis 2016 zur Implementierung des TRIPS-Abkommens. ix Gleichzeitig sicherte 
sich die Weltgesundheitsorganisation (WHO) – dank des politischen Willens 
von Regierungen und gesicherter Erkenntnisse – ein Mandat, 
Innovationsmodelle zu prüfen und zu fördern, die außerhalb des 
Patentsystems liegen und das Potenzial haben, medizinische Produkte 
hervorzubringen, die für Entwicklungsländer geeignet sind.x Diese 
willkommenen Veränderungen konnten trotz des heftigen Widerstands der 
multinationalen Pharmaindustrie durchgesetzt werden.  
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Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) und die Europäische 
Kommission haben einige Schritte unternommen, um den Zugang zu 
Gesundheitsleistungen – einschließlich des Zugangs zu medizinischen 
Technologien in Entwicklungsländern – zu verbessern. Innerhalb der EU 
haben zahlreiche Mitgliedsstaaten gesundheitspolitische Maßnahmen 
eingeleitet, welche die Arzneimittelpreise für ihre Bürger/innen senken. xi 
Gleichzeitig hat die Kommission eine Untersuchung zu den perversen 
Anreizen und zum Missbrauchs des Systems geistiger Eigentumsrechte 
durch multinationale Pharmaunternehmen und zu den Kosten dieses 
Missbrauchs für die Gesundheitssysteme und Patienten initiiert. xii Die 
Europäische Kommission stellt zudem im Namen der Bürger/innen Europas 
beinahe eine Milliarde Euro für Forschung und Entwicklung (F&E) zu neuen 
Therapien zur Verfügung. xiii  

Dennoch macht sich die EU der Doppelmoral schuldig, denn ihre 
Handelspolitik gegenüber Entwicklungsländern wirkt genau diesen Zielen 
entgegen. Die EU drängt – ganz im Sinne der kommerziellen Interessen der 
Pharmaindustrie – auf eine Reihe von Maßnahmen im Bereich geistiger 
Eigentumsrechte,  welche die Chancen für Innovation und den Zugang zu 
Medikamenten in Entwicklungsländern beschränken würden. Dazu zählen: 

1. Die Einführung von TRIPS-plus-Regeln (Regeln des geistigen Eigentums, 
die über die Verpflichtungen des WTO-Regelwerks hinausgehen) durch 
Verträge, insbesondere Freihandelsabkommen mit Entwicklungsländern.  

2. Die Ausübung bilateralen Drucks auf Entwicklungsländer, um die 
Anwendung der gesundheitspolitischen Ausnahmeregelungen des TRIPS-
Abkommens zur Reduktion von Medikamentenpreisen zu verhindern. 

3. Die Wahrnehmung einer Führungsrolle bei Verhandlungen um ein neues 
globales Regelwerk zur Durchsetzung der geistigen Eigentumsrechte, 
dessen Elemente europäischen Rechts derzeit dazu führen, dass Generika 
für Entwicklungsländer, die sich im Transit in der EU befinden, 
beschlagnahmt werden. 

Die Forderungen der EU gehen sogar über Forderungen der vorigen 
Regierung der USA hinaus, deren Politik bezüglich geistigen Eigentums 
wegen ihrer negativen Auswirkungen auf die Gesundheitsfürsorge in 
Entwicklungsländern jahrelang von Handelsdiplomat/innen und 
Gesundheitsminister/innen dieser Länderxiv, zivilgesellschaftlichen 
Gruppenxv und internationalen Organisationenxvi kritisiert wurde. Die 
Durchsetzung eines hohen Schutzniveau für geistige Eigentumsrechte durch 
die EU-Handelspolitik  wird einen enormen Ausgabenanstieg bei 
Geberorganisationen, Entwicklungsländern und Privathaushalten für den 
Einkauf von Medikamenten zur Folge haben. Indien, das zwei Drittel der von 
seiner Generika-Industrie produzierten günstigen Arzneimittel  in 
Entwicklungsländer exportiert – einschließlich über 80% der weltweit 
eingesetzten generischen antiretroviralen Medikamente – könnte extremen 
Restriktionen gegenüberstehen, die Millionen von Menschen in Indien den 
Zugang zu bezahlbaren Medikamente verwehren und Exporte von Generika 
in die ärmsten Länder gefährden würde. xvii 

Europäische Geber und die Europäische Kommission haben einige Initiativen 
angestoßen, um auf Entwicklungsländer bezogene  medizinische Innovation 
zu fördern. Beispielsweise hat die Kommission ein Modellprogramm initiiert, 
das die Kapazitäten zur Durchführung von klinischen Versuchen in 
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Entwicklungsländern verbessern soll. Und sie hat neue Regeln eingeführt, die 
gewährleisten, dass neue Medikamente für Kinder aller Altersgruppen auf 
ihre Sicherheit geprüft werden. Doch insgesamt wurde nicht genug getan, 
und die Kommission hat nicht ihren angemessenen Beitrag geleistet, um 
Innovationen bezüglich solcher  Krankheiten anzustoßen, die vor allem in 
Entwicklungsländern vorkommen. Die Gesamtausgaben der Kommission für 
auf Entwicklungsländer bezogene F&E nehmen zwar zu, bleiben jedoch 
unzureichend.  

Die EU hat zudem Fortschritte bei Maßnahmen in Rahmen der WHO 
behindert, die neue Modelle für F&E zur Erfüllung grundlegender 
Bedürfnisse der öffentlichen Gesundheit in Entwicklungsländern erproben 
würden. xviii Ohne Innovation zur Erfüllung dieser Bedürfnisse werden 
Millionen Männer, Frauen und Kinder weiterhin vergeblich auf Lösungen 
warten. 

Der neuen Europäischen Kommission bietet sich die Möglichkeit, die 
dringend benötigte Kohärenz von EU-Politiken herzustellen – eine Chance, 
dafür zu sorgen, dass die EU nicht weiterhin mit einer Hand nimmt, was die 
andere gibt.  

Derzeit mindert die EU-Politik zu Innovation und geistigem Eigentum die 
Wirkung anderer Investitionen, welche die EU und ihre Mitgliedsstaaten zur 
Verbesserung der Gesundheitsfürsorge in Entwicklungsländern tätigen. Dies 
entlarvt die Bemühungen der Kommission um mehr politische Kohärenz 
ihrer eigenen Institutionen als Farce und ignoriert den politischen Willen 
zahlreicher Stakeholder, einschließlich einiger Mitgliedsstaaten der EU. 

Die Europäische Kommission war führend in der Implementierung dieser 
Politik während die Mitgliedsstaaten – mit wenigen Ausnahmen – der 
internationalen Durchsetzung der schädlichen Politik zu geistigem Eigentum 
schweigend zugeschaut haben.  

Um Innovation und den Zugang zu Medikamenten in Entwicklungsländern 
zu verbessern, machen Oxfam International und Health Action International 
folgende Empfehlungen: 

1. Die Europäische Kommission und die EU-Mitgliedsstaaten sollten die in 
den Millenniumszielen, der Doha-Erklärung zu TRIPS und Öffentlicher 
Gesundheit sowie den relevanten Vereinbarungen der 
Weltgesundheitsversammlung zu Innovation und zum Zugang zu 
Medikamenten enthaltenen Verpflichtungen einhalten, einschließlich der 
vollständigen Umsetzung von ‚Globaler Strategie und Aktionsplan’ der 
WHO. 

2. Die EU sollte sicherstellen, dass ihre Handelspolitik mit ihren 
entwicklungspolitischen Zielen übereinstimmt, insbesondere hinsichtlich 
der Verbesserung des Zugangs zu Gesundheitsfürsorge und zu 
Arzneimitteln. Dies beinhaltet die Gewähr, dass Handelsregeln – seien sie 
multilateral, regional oder bilateral – grundlegende öffentliche 
Dienstleistungen wie Bildung, Gesundheitsfürsorge, 
Trinkwasserversorgung und Hygienemaßnahmen von 
Liberalisierungsverpflichtungen ausnehmen. xix Die EU-Mitgliedsstaaten 
müssen die Kommission zur Verantwortung ziehen, wenn diese die oben 
genannten Prinzipien nicht einhält.  
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3. Hinsichtlich geistigem Eigentum: 

• Die EU und ihre Mitgliedsstaaten sollten Handelsabkommen nicht 
missbrauchen, um TRIPS-plus-Regeln in Entwicklungsländern 
durchzusetzen, Monopolrechte auszudehnen und neue rechtliche 
Maßnahmen einzuführen, die den Zugang zu Medikamenten 
einschränken. 

• Die Europäische Kommission sollte aufhören, Druck auf Regierungen 
auszuüben, die versuchen, Schutzmechanismen und 
Ausnahmeregelungen zum Schutz und zur Förderung der öffentlichen 
Gesundheit einzuführen. 

• Die Europäische Kommission sollte ihre Bestimmungen zur 
Produktfälschung dahingehend reformieren, dass diese keine negativen 
Auswirkungen auf Entwicklungsländer haben: Maßnahmen bei 
Grenzübertritt bezüglich der Verletzung von Patenten auf Medikamente 
müssen ausgeschlossen werden, insbesondere für Arzneien im Transit. 

• Die EU sollte sicherstellen, dass das Handelsabkommen zur Verhinderung 
von Produktfälschung (ACTA) keinen neuen globalen Mindeststandard 
für Regeln zum geistigen Eigentum setzt, der den Zugang zu 
Medikamenten in Entwicklungsländern behindert. Die EU sollte daher 
dafür sorgen, dass Patente von einem solchen Abkommen ausgenommen 
bleiben. 

• Die Europäische Kommission und die Mitgliedsstaaten sollten weitere 
Maßnahmen identifizieren und unterstützen, die den Zugang zu Generika 
in Entwicklungsländern verbessern, einschließlich des UNITAID-
Patentpools für HIV- und AIDS-Medikamente.  

 

4. Hinsichtlich Forschung und Entwicklung: 

• Europäische Geberorganisationen, einschließlich der Kommission, sollten 
ihre finanziellen Beiträge zu Forschung und Entwicklung deutlich 
erhöhen, um Krankheiten zu bekämpfen, die vor allem Menschen in 
Entwicklungsländern betreffen. Insbesondere sollten 
Finanzierungsmechanismen genutzt werden, die therapeutische 
Innovationen fördern. 

• Die EU sollte auch Produktentwicklungspartnerschaften fördern, die der 
Entwicklung bezahlbarer und wirksamer neuer Produkte dienen, sowie 
weiterhin den Aufbau von F&E-Kapazitäten in Entwicklungsländern 
unterstützen. 

• Die EU sollte die Umsetzung von ‚Globaler Strategie und Aktionsplan zur 
Öffentlichen Gesundheit, Innovation und geistigem Eigentum’ der 
Weltgesundheitsorganisation unterstützen und der Experten-
Arbeitsgruppe bei ihren Bemühungen zur Seite stehen, neue Modelle zu 
erproben, die sowohl Innovation als auch den Zugang zu Medikamenten 
verbessern. 

• Die Europäische Kommission sollte geeignete Maßnahmen ergreifen, um 
sicherzustellen, dass bestimmte Initiativen wie die Innovative Medicines 
Initiative (IMI) den tatsächlichen gesundheitspolitischen Bedürfnissen 
entspricht und dass die IMI und die Vorgaben der EU zu Medikamenten 
für Kinder ihre Wirkung auch zum Nutzen der Entwicklungsländer 
entfalten können.  
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Abkürzungen 
ACTA Anti-Counterfeiting Trade Agreement  

Handelsabkommen zur Verhinderung von 
Produktfälschung 

EU Europäische Union 

F&E Forschung und Entwicklung 

IMI Innovative Medicines Initiative 
Initiative für innovative Medikamente 

TRIPS Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights 
Handelsbezogene Aspekte geistiger Eigentumsrechte 

WHO Weltgesundheitsorganisation 

WTO Welthandelsorganisation 
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